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SGK-Fachkonferenz mit Verkehrsexpertin:

„Mehr Sicherheit für alle im Straßenverkehr“

Karin Rehbock-Zureich MdB stellt neues Programm der Bundesregierung vor

Mit einer „Doppelstrategie“ aus einer breit wirkenden Kampagne für ein neues Verkehrsleitbild und einem ganzen Bündel gezielter Einzelmaßnahmen will die SPD-geführte Bundesregierung ihrem „Programm für mehr Sicherheit im Straßenverkehr“ zum Erfolg verhelfen. Bei einer Fachkonferenz der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpolitik (SGK) in Heilbronn stellte Karin Rehbock-Zureich, stellvertretende verkehrspolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion, diese Maßnahmen zur Diskussion und zeigte auf, warum eine noch aktivere Verkehrssicherheitsarbeit ihrer Meinung nach unerläßlich ist.

Dabei ist es für die Verkehrsexpertin „unbestreitbar, daß die aktive Verkehrssicherheitsarbeit in den letzten dreißig Jahren in Deutschland deutliche Erfolge erzielt hat“. Trotz der starken Verkehrszunahme konnte die Anzahl der Verkehrstoten von über 21.000 im Jahr 1970 auf etwa 7.500 im Jahr 2000 gesenkt werden, vor allem als Ergebnis „von wichtigen technischen Verbesserungen und darauf folgenden Regeln wie etwa der Einführung des Sicherheitsgurtes und der Anschnallpflicht“. Da der Verkehr auch künftig erheblich wachsen werde, stehe die Verkehrspolitik vor der „großen Herausforderung, die Mobilität nachhaltig zu gewährleisten, und zwar so sicher, so umweltfreundlich und so sozial gerecht wie möglich“.

Dieser Vorgabe versuche das Programm des Bundesverkehrsministers gerecht zu werden, indem es sich auf mehrere Bereiche konzentriert. Zum einen auf das allgemeine Klima auf Deutschlands Straßen, das immer stärker von Aggressivität geprägt sei. Für Karin Rehbock-Zureich steht deshalb die Schaffung eines anderen, verbesserten Verkehrsklimas ganz weit oben in der Prioritätenliste. Eine breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit unter dem Motto „Gelassen läuft’s“ soll für mehr Rücksichtnahme, Souveränität und Gelassenheit sorgen. Nicht minder wichtig ist für sie, die Interessen schwächerer Verkehrsteilnehmer intensiver zu berücksichtigen. Kindern, älteren Menschen, aber auch „relativ ungeschützten“ Verkehrsteilnehmern wie Fußgängern, Fahrradfahrern und Fahrern motorisierter Zweiräder gelte das besondere Augenmerk.

Da junge Fahrer überproportional häufig in Verkehrsunfälle verwickelt sind, müssen laut Karin Rehbock-Zureich „alle Möglichkeiten genutzt werden, die Risikobereitschaft der jungen Fahrer zu senken und das freiwillige Dazulernen der Fahranfänger zu fördern, zum Beispiel durch ein PKW-Sicherheitstraining“. Nicht fördern, sondern beträchtlich mindern will man das Gefahrenpotential schwerer Nutzfahrzeuge, speziell schwerer LKW, die von den übrigen Verkehrsteilnehmern häufig als bedrohlich und gefährlich empfunden würden. Deutlich erhöht werden soll die Verkehrssicherheit auf Landstraßen, da zwei von drei im Straßenverkehr Getöteten Opfer von Unfällen auf diesen Straßen würden.

Zu den konkreten Maßnahmen zähle die Änderung des Straßenverkehrsgesetzes mit der Einführung der 0,5-Promille-Grenze sowie die Novellierung der Straßenverkehrsordnung zum 1. Februar. Städte und Gemeinden hätten es seither wesentlich einfacher, Tempo-30-Zonen anzuordnen, das Telefonieren beim Führen eines Fahrzeugs sei nur noch mit Freisprecheinrichtung zugelassen und das Verhalten am und im Kreisverkehr sei eindeutig geregelt worden. Weiterhin sollen finanzielle Anreize im Rahmen des Kfz-Versicherungssystems die Verbesserung der eigenen Fahrpraxis und sicheres Autofahren fördern, etwa durch die freiwillige Teilnahme an Präventivmaßnahmen. Geprüft wird laut Karin Rehbock-Zureich auch, ob für Inline-Skater besondere Rechtsvorschriften erforderlich sind.

Ausdrücklich in den Bereich Technik fällt die Einführung eines digitalen, weitgehend manipulationssicheren Kontrollgeräts, mit dem die Überwachung der wichtigen Lenk- und Ruhezeiten in LKW und Bussen gleichzeitig erleichtert und verbessert werden soll. Angestrebt werde auch, möglichst viele Neufahrzeuge mit ABS auszustatten, den Fußgängerschutz schon bei der Fahrzeugkonstruktion stärker zu berücksichtigen und die Fahrzeugkonturen zu entschärfen. „Gerade Kinder“, mußte Karin Rehbock-Zureich berichten, „sind durch die an Geländewagen montierten Frontschutzbügel extrem gefährdet“.

Die Verkehrserziehung im Sekundarbereich der Schulen müsse schon deshalb ausgebaut werden, um allen Altersklassen in den Schulen die Kenntnisse vermitteln zu können, die eine sichere Verkehrsteilnahme möglich machen. Hierzu beitragen soll auch eine Neuorientierung bei der Verkehrswegegestaltung, indem Gefahrenstellen entschärft und Belange der Verkehrssicherheit schon bei der Straßennetzplanung einbezogen werden. Die Entrümpelung der für viele Bürgerinnen und Bürger „oft unverständlichen und nicht nachvollziehbaren Straßenverkehrsordnung“ müsse dringend auf die Tagesordnung, um auch schwierige Sachverhalte in eine bürgernahe und verständliche Sprache zu bringen. Verkehrszeichen seien mit dem vorrangigen Ziel „Weniger Verkehrszeichen - Bessere Beschilderung“ zu überarbeiten.

Mit ihrem „ehrgeizigen Programm“ gehe die Bundesregierung, so der Heilbronner Bundestagsabgeordnete und SGK-Vorsitzende Harald Friese, „nicht nur neue Wege in der Verkehrssicherheitsarbeit, sondern strebe auch ein neues attraktives Leitbild für das Verhalten im Straßenverkehr an“. Diese Neuorientierung halte er schon deshalb für notwendig, „weil man der zunehmenden Verkehrsdichte nicht allein durch ordnungs- und strukturpolitische Maßnahmen begegnen kann“. Frieses Fazit: „Der zunehmende Verkehr wird nur dann weiter gesellschaftliche Akzeptanz finden, wenn ein hohes Maß an Sicherheit gewährleistet ist und sich das allgemeine Klima auf den Straßen spürbar verbessert“.
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